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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1965 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. durch die Beschlußfassung zu 1. die Gesetzent- 
würfe — Drucksachen IV 834, IV/846 — für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 22. April 1964 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Seidl (München) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Neufassung des Artikels 118 des Grund- 
gesetzes 

— Drucksache IV/ 1965 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neufassung des Artikels 118 

des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


§ 1 

Artikel 118 des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundes- 
gesetzbl. S. 1) erhält folgende Fassung: 

„Artikel 118 

(1) Im Gebietsteil Baden des Bundeslandes 
Baden-Württemberg wird innerhalb von drei Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieses Artikels ein Volks- 
entscheid durchgeführt über die Frage, ob das Land 
Baden-Württemberg aufrechterhalten oder das frü- 
here Land Baden wiederhergestellt werden soll. 
Stimmberechtigt ist, wer das Stimmrecht bei einem 
Volksentscheid nach Artikel 29 Abs. 3 besitzt. Das 
Verfahren der Abstimmung wird durch Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates geregelt. 

(2) Spricht sich die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen mit mindestens einem Viertel der Abstim- 
mungsberechtigten für die Wiederherstellung des 
früheren Landes Baden aus, so werden aus dem Ge- 
bietsteil Baden das Land Baden, aus dem Gebiets- 
teil Württemberg einschließlich Hohenzollern das 
Land Württemberg nach Maßgabe eines Bundes- 
gesetzes gebildet, das auch die aus der Auflösung 
des Landes Baden-Württemberg sich ergebenden 
Fragen regelt. Das Gesetz bedarf der Zustimmung 
des Bundesrates." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


§ 1 

Artikel 118 des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundes- 
gesetzbl. S. 1) erhält folgende Fassung: 

„Artikel 118 
(1) unverändert 


(2) Spricht sich die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen mit mindestens einem Viertel der Abstim- 
mungsberechtigten für die Wiederherstellung des 
früheren Landes Baden aus, so werden aus dem Ge- 
bietsteil Baden das Land Baden, aus dem Gebiets- 
teil Württemberg einschließlich Hohenzollern das 
Land Württemberg nach Maßgabe eines Bundes- 
gesetzes gebildet, das auch die aus der Auflösung 
des Landes Baden-Württemberg sich ergebenden 
Fragen regelt. Das Gesetz bedarf der Zustimmung 
des Bundesrates. Bei der Feststellung, ob sich min- 
destens ein Viertel der Abstimmungsberechtigten 
für die Wiederherstellung des früheren Landes 
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Entwurf 


5 2 

Nach Durchführung des Volksentscheides können 
bei einer Neugliederung des Bundesgebiets nach 
Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes nur noch 
Grenzgebiete des heutigen Landes Baden-Württem- 
berg einbezogen werden, soweit die Anwendung 
des Artikels 29 Abs. 1 des Grundgesetzes dies er- 
fordert. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Baden ausgesprochen hat, werden nur diejenigen 
Abstimmungsberechtigten und die von ihnen abgege- 
benen Stimmen gezählt, die am Abstimmungstag 
ihren Wohnsitz im Abstimmungsgebiet haben und 
zum Landtag des Landes Baden-Württemberg wahl- 
berechtigt sind. 

(3) Nach Durchführung des Volksentscheides kön- 
nen bei einer Neugliederung des Bundesgebiets 
nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 nur noch Grenzgebiete 
des heutigen Landes Baden-Württemberg einbezo- 
gen werden, soweit die Anwendung des Artikels 29 
Abs. 1 dies erfordert." 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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